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Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Deutsdie Bundesbank 


Der Bundestaig hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Errichtung, Rechtsreform und Aufgabe 


§ 1 

Errichtung der Deutschen Bundesibank 

Die Lanideszentralbanken und die ßeriliner 
Zentralbank werden mit der Bank deutscher 
Länder verschmolzen. Die Bank deutscher 
Länder wird Deutsche Bundesibank. 


§ 2 

Rechtsform, Grundkapital und Sitz 

Die Deutsche Bundesbanik ist eine bundes- 
unmittelbare juristische Person des öffent- 
lichen Rechts. Ihr Grimdkapital im Betrage 
von zweihundertneun 2 dg Millionen Deutsche 
Mark Sfteht dem Bund zu. Die Bank hat 
ihren Sitz am Sitz der Bundesregierung; so- 
lange idieser sich nicht in Berlin befindet, ist 
Sitz der Bank Frankfurt am Main. 


§ 3 

Aufgabe 

Die Deutsche Bundesbank regelt mit Hilfe 
der wähnmgspolitischen Befugnisse, die ihr 
nach diesem Gesetz zustehen, den Geld- 
umlauf und die Kredit Versorgung der Wirt- 
schaft mit dem Ziel, die Währung zu sichern, 
und sorgt für die bankmäßige Abwicklung 
des Zahlungsverkehrs im Inland und mit 
dem Ausland. 


§ 4 

Beteiligungen 

Die Deutsche Bundesbank ist berechtigt, 
sich an der Bank für internationalen Zah- 
lungsausgleich und mit Zustimmung der 
Bundesregierung an anderen Einrichtungen 
zu beteiligen, die einer übernationalen 
Währungspolitik oder dem internationalen 
Zahlungs- und Kreditverkehr dienen oder 
sonst geeignet sind, die Erfüllung ihrer Auf- 
gabe zu fördern. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Organisation 


S 5 

Organe 

Organe der Deutschen Bundesbank sind 
der ^ntralbankrat (§ 6), das Direktorium. 
(§ 7) und die Vorstände der Landeszentral- 
banken (§ 8). 


§ 6 

Zent ralbankrat 

(1) Der Zentralbankrat bestimmt die Wäh- 
rungs- und Kreditpolitik der Bank, Er stellt 
allgemeine Richtlinien für die iGeschäftsifüh- 
rung und Verwaltung auf und grenzt die 
Zuständigkeit des Direktoriums sowie der 
Vorstäncle der Landeszentralbanken im Rah- 
men der Bestimmungen dieses Gesetzes ab. 
Er kann auch im Einzelfall dem Direktorium 
und den Vorständen der Landeszentralban- 
ken Weisungen erteilen. 
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(2) Der Zentral'bankrat besteht aus dem 
Präsidenten und dem Vizepräsidenten der 
Deutschen Bundesfbanik, den weiteren Mit- 
igliedern des Direktoriums und den Präsiden- 
ten der Landeszentralbanken. 

(3) Der Zentralibankrat .berät unter dem 
Vorsitz -des Präsidenten oder des Vizepräsi- 
denten der Deutschen Bundesbank. Er faßt 
seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 
abgegeibenen Stimmen. Im übrigen regelt die 
Satzung die Voraussetzungen für die 'Be- 
schlußfassung. Die Satzung kann vorsehen, 
daß die Mitglieder des Zentralibankrats bei 
nachhaltiger Verhinderung vertreten werden. 

§ 7 

Direktorium 

(1) Das Direktorium ist für die Durchfüh- 
rung der Beschlüsse des Zentralbankrats ver- 
antwortlich. Es leitet und verwaltet die 
Bank, soweit nicht die Vorstände der Lan- 
deszentralbanken zuständig sind. Dem Direk- 
torium sind insbesondere Vorbehalten: 

1. Geschäfte mit dem iBund und seinen Son- 
dervermögen, 

2. Geschäfte mit Kreditinstituten, die zen- 
trale Aufgaben im gesamten Bundesgeibiet 
haben, 

3. Devisengeschäfte und Geschäfte im Ver- 
kehr mit dem Ausland, 

4. Geschäfte am offenen Markt. 

(2) Das Direktorium besteht aus dem Prä- 
sidenten und dem Vizepräsidenten der Deut- 
schen Bundesbank sowie bis zu acht weiteren 
Mitgliedern. Die Mitglieder des Direkto- 
riums müssen besondere fachliche Eignung 
•besitzen. 

(3) Der Präsident und der Vizepräsident 
sowie die weiteren Mitglieder des Direkto- 
riums werden vom Bundespräsidenten auf 
Vorschlag der Bundesregierung bestellt. Die 
Bundesregierung hat bei ihren Vorschlägen 
den Zentralbankrat anzuhören. Die Mitglie- 
der werden für acht Jahre, ausnahmsweise 
auch für kürzere Zeit, mindestens jedoch für 
zwei Jahre bestellt. Bestellung und Ausschei- 
den sind im Bundesanzeiger zu veröffent- 
lichen. 

(4) Die Mitglieder des Direktoriums stehen 
in einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhält- 
nis. Ihre Rechtsverhältnisse gegenüber der 
Bank, insbesondere die Gehälter, Ruhegehäl- 


ter und Hinterbliebeneribezüge, werden 
durch Verträge mit dem Zentralbankrat ge- 
regelt. Die Verträge bedürfen der Zustim- 
mung der Bundesregierung. 

(5) Das Direktorium berät unter dem Vor- 
sitz des Präsidenten oder des Vizepräsidenten 
der Deutschen Bundesbank. Es faßt seine Be- 
schlüsse mit einfacher Mehrheit der abge- 
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus- 
schlag. Im übrigen regelt die Satzung die 
Voraussetzungen für die Beschlußfassung. 
Die Satzung kann vorsehen, daß bestimmte 
Beschlüsse der Einstimmigkeit oder einer 
anderen Stimmenmehrheit bedürfen. 

S 8 

Landeszentralbanken 

(1) Die Deutsche Bundesbank unterhält in 
jedem Lande eine Hauptverwaltung. Die 
Hauptverwaltungen tragen die Bezeichnung 
Landeszentralbank In Baden- Württemiberg, 
in Bayern, in Berlin, in Bremen, in der 
Freien und Hansestadt Haniburg, in Hessen, 
in Niedersachsen, in Nordrhein- Westfalen, 
in EJieinland-Pfalz, in Sdilesrwig-Holstein. 

(2) Der Vorstand einer Landeszentralbank 
führt die in den Bereich seiner Hauptverwal- 
tung fallenden Geschäfte und Verwaltungs- 
angelegenheiten durch. Den Landeszentral- 
banken sind insbesondere Vorbehalten 

1. Geschäfte mit dem Land sowie mit öffent- 
lichen Verwaltungen im Land, 

2. Geschäfte mit Kreditinstituten ihres Be- 
reichs, soweit sie nicht nach § 7 Abs. 1 
Nr. 2 dem Direktorium Vorbehalten sind. 

(3) Der Vorstand der Landeszentralbank 
besteht aus dem Präsidenten und dem Vize- 
präsidenten. Die Satzung kann die Bestellung 
von einem oder zwei weiteren Vorstands- 
mitgliedern zulassen und Bestimmungen 
über die Beschlußfassung der Vorstände tref- 
fen. Die Vorstandsmitglieder müssen beson- 
dere fachliche Eignung besitzen. 

(4) Die Präsidenten der Landeszentralban- 
ken werden vom Bundespräsidenten auf 
Vorschlag des Bundesrats bestellt. Der Bun- 
desrat hat bei seinen Vorschlägen jeweils die 
nach Landesrecht zuständige Stelle und den 
Zentralbankrat anzuhören. Die Vizepräsi- 
denten und die weiteren Vorstandsmitglie- 
der werden auf Vorschlag des Zentralbank- 
rats vom Präsidenten der Deutschen Bundes- 
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bank ibestellt. Die Vorstandsmitiglieder wer- 
den für acht Jahre, ausnahmsweise auch für 
kürzere Zeit, mindestens jedoch für zwei 
Jahre bestellt. Bestellung und Ausscheiden 
sind im Bundes anzeiger zu veröffentlichen. 

(5) Die Mitglieder des Vorstandes stehen 
in einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhält- 
nis. Ihre Rechtsverhältnisse gegenüber der 
Bank, insibesondere die Gehälter, Ruhegehäl- 
ter und Hinterblie'benenlbezüge, werden 
durch Verträge mit dem Zentralbankrat ge- 
regelt. Die Verträge bedürfen der Zustim- 
mung der Bundesregierung. 

§9 

Beiräte bei den Landeszentralbanken 

(1) Bei jeder Landeszentralbank besteht 
ein Beirat mit höchstens zehn Mitgliedern, 
idie besondere Kenntnisse auf dem Gebiet des 
Kreditwesens haben sollen. Höchstens die 
Hälfte der Mitglieder soll aus den verschie- 
denen Zweigen des Kreditgewer»bes, die übri- 
gen Mitglieder sollen aus der gewerblichen 
Wirtschaft, dem Handel, der Landwirtschaft 
sowie der Arbeiter- und Angestelltenschaft 
ausgewählt werden. 

(2) Die Mitglieder des Beirats werden auf 
Vorschlag der zuständigen Landesregierung 
und nach Anhörung des Vorstandes der Lan- 
deszentralbank durch den Präsidenten der 
Deutschen Bundesbank auf die Dauer von 
drei Jahren berufen, 

(3) Den Vorsitz im Beirat führt der Lan- 
deszentralbankpräsident oder sein Stellver- 
treter. Den zuständigen Landesministern ist 
Gelegenheit zu geben, an den Sitzungen des 
Beirats teilzunehmen. Das Verfahren des Bei- 
rats wird durch die Satzung geregelt. 

S 10 

Zweiganstalten 

Die Deutsche Bundesbank darf Zweig- 
anstalten (Hauptstellen und Zweigstellen) 
unterhalten. Die Hauptstellen werden von 
zwei Direktoren geleitet, die der zuständigen 
Landeszentralbanik unterstehen. Die Zweig- 
stellen werden von einem Direktor geleitet, 
der der übergeordneten Hauptstelle unter- 
steht. 

S 11 

Vertretung 

(1) Die Deutsche Bimdesbank wird gericht- 
lich und außergerichtlich durch das Direkto- 


rium, im Bereich einer Landeszentralbank 
auch durch deren Vorstand und im Bereich 
einer Hauptstelle auch durch deren Direk- 
toren vertreten. § 31 Abs. 2 und § 41 Abs. 4 
bleiben unlberührt. 

(2) Willenserklärimgen sind für die Deut- 
sche Bundesibank verbindlich, wenn sie von 
zwei Mitgliedern des Direktoriums oder des 
Vorstandes einer Landeszentralbank oder 
von zwei Direktoren einer HauptsteUe abge- 
geben werden. Sie können auch von bevoll- 
mächtigten Vertretern abgegdben werden, 
die das Direktorium oder im Bereich einer 
Landeszentralbank deren Vorstand bestimmt. 
Zur Rechtswirksamkeit einer der Bank 
gegenüber abzugebenden Willenserklärung 
genügt die Erklärung gegenüber einem Ver- 
t retungsiber e chtigten . 

(3) Die Vertretungs'befugnis kann durch 
die Bescheinigung eines Urkundslbeamten der 
Deutschen Bundesbank nachgewiesen werden. 

(4) Klagen gegen die Deutsche Bundes- 
bank, die auf den Geschäftsbetrieb einer Lan- 
deszentralbank oder einer Hauptstelle Bezug 
haben, können auch bei dem Gericht des 
Sitzes der Landeszentralbank oder der 
Hauptstelle erhoiben werden. 


DRITTER ABSCHNITT 

Bundesregierung und Bundesbank 


§ 12 


Verhältnis der Bank zur Bundesregierung 


Die Deutsche Bundesbank ist verpflichtet, 
unter Wahrung ihrer Aufgabe die allgemeine 
Wirtschaftspolitik der Bundesregierung zu 
unterstützen. Sie ist bei der Ausübung der 
Befugnisse, die ihr nach diesem Gesetz zu- 
stehen, von Weisungen der Bundesregierung 
unabhängig. 


S 13 

Zusammenarbeit 

(1) Die Deutsche Bundesbank hat die Bun- 
desregierung in Angelegenheiten von wesent- 
licher währungspolitischer 'Bedeutung zu be- 
raten und ihr auf Verlangen Auskunft zu 
geben. 

(2) Die Mitglieder der Bundesregierung 
haben das Recht, an den Beratungen des 
Zentralbankrats teilzunehmen. Sie haben 
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kein Stimmrecht, können aher Anträge stel- 
len. Auf ihr Verlangen ist die Beschlußfas- 
sung bis zu zwei Wochen auszusetzen. 

(3) Die Bundesregierung soll den Präsiden- 
ten der Deutschen Bundesbank zu ihren Be- 
ratungen Über Angelegenheiten von wäh- 
rungspolitischer Bedeutung zuziehen. 


VIERTER ABSCHNITT 
Währungspolitisdie Befugnisse 

S 14 

Notenausgabe 

(1) Die Deutsche Bundesbank hat das aus- 
schließliche Recht, Banknoten im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes ausztigeiben. ihre 
Noten lauten auf Deutsche Mark. Sie sind 
das einzige unbeschränkte gesetzliche Zah- 
lungsmittel. Noten, die auf kleinere Beträge . 
als zehn Deutsche Mark lauten, dürfen nur 
im Einvernehmen mit ider Bundesregierung 
ausgegeben werden. Die Deutsehe Bundes- 
bank hat idie Stückelung und die Unterschei- 
dungsmerkmale der von ihr ausgegebenen 
Noten öffentlich 'bekanntzumacheo. 

(2) Die Deutsche Bundesbank kann Noten 
zur Einziehung aufrufen. Aufgerufene 
Noten werden nach Ablauf der beim Auf- 
ruf bestimmten Umtauschfrist ungültig. 

(3) Die Deutsche Bundesbank ist nicht ver- 
pflichtet, für vernichtete, verlorene, falsche, 
verfälschte oder ungültig gewordene Noten 
Ersatz zu leisten. Sie hat für beschädigte 
Noten Ersatz zu leisten, wenn der Inhaber 
entweder Teile einer Note vorlegt, die ins- 
gesamt größer sind als die Hälfte cler Note, 
oder den Nachweis führt, daß der Rest der 
Note, von der er nur die Hälfte oder einen 
geringeren Teil vorlegt, vernichtet ist. 

S 15 

Diskont-, Kredit- und Offenmarkt-Politik 

Zur Beeinflussung des Geldumlaufs und 
der Kreditgewährung setzt die Deutsche 
Bundesbank die für ihre Geschäfte jeweils 
anzu wendenden Zins- und Diskontsätze fest 
und bestimmt die Grundsätze für ihr Kredit- 
und Offenmarktgeschäft. 


§ 16 

Mindestreserve-Politik 

(1) Zur Beeinflussung des 'Geldumlaufs und 
der Kreditgewährung kann die Deutsche 
Bundesbank verlangen, daß die Kredit- 
instkute in Höhe eines Vom-Hundert-Satzes 
ihrer Venbindlichkeiten aus Sichteinla<gen, be- 
fristeten Einlagen und Spareinlagen sowie 
aus aufgenommenen kurz- und mittelfristi- 
gen Geldern mit Ausnahme der Verbindlich- 
keiten gagenüber anderen mindestreserve- 
pflichtigenj Kreditinstituten Guthaben auf 
Girokonto bei ihr unterhalten (Mindest- 
reserve). Die Bank darf den Vom-Hundert- 
Satz für Sichtverbindlichkeiten nicht über 
dreißig, für befristete Verbindlichkeiten nicht 
über zwanzig und für Spareinlagen nicht 
über zehn festsetzen. Innerhalb dieser Gren- 
zen kann sie die Vom-Hundert-Sätze nach 
allgemeinen Gesichtspunkten, ins*besondere 
für einzelne Gruppen von Instituten, ver- 
schieden bemessen sowie bestimmte Verbind- 
lichkeiten bei der Berechnung ausnehmen. 

(2) Das monatliche Durchschnittsguthaben 
eines Kreditinstituts bei der Deutschen Bun- 
desbank (Ist-Reserve) muß mindestens die 
nach Absatz 1 festgesetzten Vom-Hundert- 
Sätze des Monatsdurchschnitts seiner reserve- 
pflichtigen Verbindlichkeiten (Reserve-Soll) 
erreichen. Die Bank erläßt nähere Bestim- 
mungen über die Berechnung und Feststel- 
lung der Ist-Reserve und des Reserve-Solls. 

(3) Die Deutsche Bundesbank kann für 
den Betrag, um den die Ist-Reserve das 
Reserve-Soll unterschreitet, einen Sonderzins 
bis zu drei vom Hundert über dem jeweili- 
gen Lomibardsatz erheben. Der Sonderzins 
soll nicht erhoben werden, wenn die Unter- 
schreitung aus nicht vorhersehbaren Grün- 
den unvermeidlich war oder das Kreditinsti- 
tut in Abwicklung getreten ist. Die Deutsche 
Bundesbank hat eine erhöbliche oder wieder- 
holte Unters chreitung der Bankauf sich ts- 
behörde mitzuteilen. 

(4) Ländliche Kreditgenossenschaften, die 
einer Zentralka&se angeschlossen sind und 
kein Girokonto bei der Deutschen Bundes- 
bank unterhalten, können die Mindestreser- 
ven bei ihrer Zentralkasse unterhalten; die 
Zentralkasse hat gleich hohe Guthaben bei 
der Deutschen Bundesbank zu unterhalten, 

(5) Die nach diesem Gesetz zu unterhal- 
tenden Mindestreserven sind auf die nach 
anderen Gesetzen zu unterhaltenden Liqui- 
ditätsreserven anzurechnen. 
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§ 17 

Einlagen-Politik 

Der iBimd, das Sondervermögen Aus- 
gleichsfonds, das ERP^Sondervermögen und 
die Länder haben ihre flüssigen Mittel, auch 
soweit Kassenmittel nach dem Haushaltsplan 
zweckgebunden sind, bei der Deutsdien Bun- 
des^bank auf Girokonto einzulegen. Eine 
anderweitige Einlegung oder Anlage bedarf 
der Zustimmung der Bundesbank; daibei hat 
die Deutsdie Bundeslbank das Interesse der 
Länder an der Erhaltung ihrer Staats- und 
Landesbanken zu berücksichtigen. 

§ 18 

Statistische Erhebungen 

Die Deutsche Bundesbank ist berechtigt, 
zur Erfüllung ihrer Aufgabe Statistiken auf 
dem Gebiet des Bank- und Geldwesens bei 
allen Kreditinstituten anzuordnen und 
durchzuführen. §§ 7, 10 und 12 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
sind entsprechend anzuwenden. Die Deutsche 
Bundesbank kann die Ergebnisse der Statisti- 
ken für allgemeine Zwecke veröffentlichen. 
Die Veröffentlichungen dürfen keine Einzel- 
angaiben enthalten. Den nach § 13 Abs. 1 
Auskunftsberechtigten dürfen Einzelangaben 
nur mitgeteilt werden, wenn und soweit es 
in der Anordnung über die Statistik vorge- 
sehen ist. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Geschäftskreis 

§ 19 

Geschäfte mit Kreditinstituten 

(1) Die Deutsdie Bundesbank darf mit Kre- 
ditinstituten im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes folgende Geschäfte betreiben: 

1. Wechsel und Schecks kaufen und verkau- 
fen, aus denen drei als zahlungsfähig be- 
kannte Verpflichtete haften; von dem Er- 
fordernis der dritten Unterschrift kann ab- 
gesehen werden, wenn die Sicherheit des 
Wechsels oder Schecks in anderer Weise ge- 
währleistet ist; die Wechsel müssen inner- 
halb von drei Monaten, vom Tage des An- 
kaufs an gerechnet, fällig sein; sie sollen 
gute Handelswechsel sein; 

2. Schatzwechsel kaufen und verkaufen, die 
von dem Bund, einem .der in § 20 Abs. 1 


Nr, 1 bezeichneten Sonder vermögen des 
Bundes oder einem Land ausgestellt und 
innerhalb von drei Monaten, vom Tage 
des Ankaufs an gerechnet, fällig sind; 

3. verzinsliche Darlehen gegen Pfänder (Lom- 
bardkredite) auf längstens drei Monate 
gewähren, und zwar gegen 

a) Wechsel, die den Erfordernissen der 
Nummer 1 entsprechen, zu höchstens 
neun Zehntel ihres Nennbetrages, 

b) Schatzwechsel, die den Erfordernis- 
sen der Nummer 2 entsprechen, zu höch- 
stens neun Zehntel ihres Nennbetrages, 

c) unverzinsliche Schatzanweisungen, die, 
vom Tage der Beleihungen an gerech- 
net, innethalb eines Jahres fällig sind, 
zu höchstens drei Viertel ihres Nenn- 
betrages, 

d) festverzinsliche Schuldverschreibungen 
und Schuldbuchforderungen, deren 
Aussteller oder Schuldner der Bund, 
ein Sondervermögen des Bundes oder 
ein Land ist, zu höchstens drei Viertel 
ihres Kurswertes, 

e) andere von der Bank bestimmte fest- 
verzinsliche Schuldverschreibungen und 
Schuldbuchforderungen zu höchstens 
drei Viertel ihres Kurswertes, 

f) im Schuldbuch eingetragene Aus- 
gleichsforderungen nadi § 1 des Geset- 
zes über die Tilgung von Ausgleichsfor- 
derungen zu höAkens drei Viertel 
ihres Nennbetrages. 

Besteht für die unter Buchstaben d und e 
genannten Werte kein Börsenkurs, so setzt 
die Bank den einer Beleihung zugrunde zu 
legenden Wert nach der Verwertungsmög- 
lidkkeit fest. Kommt der Schuldner eines 
Lombardkredits in Verzug, so ist die Bank 
berechtigt, das Pfand durch einen ihrer 
Beamten oder durch einen zu Versteige- 
rungen befugten Beamten zu versteigern 
oder, wenn der verpfändete Gegenstand 
einen Börsen- oder Marktpreis hat, durch 
einen dieser Beamten oder einen Handels- 
makler zum laufenden Preis zu verkaufen 
und sich aus dem Erlös für Kosten, Zin- 
sen und Kapital bezahlt zu machen; dieses 
Recht behält die Bank auch gegenüber an- 
deren Gläubigern und gegenüber der Kon- 
kursmasse des Schuldners; 

4. unverzinsliche Giroeinlagen annehmen; 
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5. Wertgegenstände, in^sondere Wert- 
papiere, in Verwahrung und Verwaltung 
nehmen; die Ausübung des Stimmrechts 
aus den von ihr verwahrten oder verwal- 
teten Wertpapieren ist der Bank untersagt; 

6. Schecks, Wechsel, Anweisungen, Wert- 
papiere und Zinsscheine zum Einzug über- 
nehmen und nach Deckung Zahlung lei- 
sten, soweit nicht die Bank für die Gut- 
schrift des Gegenwertes für Schecks und 
Anweisungen etwas anderes bestimmt; 

7. andere bankmäßige Auftragsgeschäfte nach 
Deckung ausführen; 

.8. auf ausländische Währung lautende Zah- 
lungsmittel einschließlich Wechsel und 
Schecks, Forderungen und Wertpapiere so- 
wie Gold, Silber und Platin kaufen und 
verkaufen; 

9. alle Bankgeschäfte im Verkehr mit dem 
Axisland vornehmen. 

(2) Bei den in Absatz 1 Nr. 1 bis 3 be- 

zeidineten Geschäften sind die Diskont- und 

Lomibardsätze anzuwenden. 


§ 20 

Geschäfte mit öffentlichen Verwaltungen 

(1) Die Deutsche Bundesbank darf mit 
öffentlichen Verwaltungen folgende Ge- 
schäfte betreiben: 

1. dem Bund, den nachstehend aufgeführten 
Sondervermögen des Bundes sowie den 
Ländern kurzfristige Kredite in Form von 
Buch- und Schatzwechselkrediten (Kassen- 
kredite) gewähren. Die Höchstgrenze der 
Kassenkredite einschließlich der Schatz- 
wechsel, welche die Deutsche Bundesbank 
für eigene Rechnung gekauft oder deren 
Ankauf sie zugesagt hat, beträgt bei 

a) dem Bund drei Milliarden Deutsche 
Mark, 

b) der Bundesbahn vierhundert Millionen 
Deutsche Mark, 

c) der Bundespost zweihundert Millionen 
Deutsche Mark, 

d) dem Ausgleichsfonds zweihundert Mil- 
lionen Deutsche Mark, 

e) dem ERP-Sondervermögen fünfzig 
Millionen Deutsche Mark, 

f) den Ländern zwanzig Deutsche Mark 
je Einwohner nach der letzten amt- 


lichen Volkszählung; bei dem Lande 
Berlin und den Freien und Hanse- 
städten Bremen und Hamburg dient 
als Berechnungsgrundlage ein Betrag 
von vierzig Deutsche Mark je Ein- 
wohner; 

2. dem Bund Kredite zur Erfüllung seiner 
Verpflichtungen als Mitglied folgender 
Einrichtungen gewähren: 

a) des Internationalen Währungsfonds bis 
zu einer Milliarde und fünfhundert 
Millionen Deutsche Mark, 

b) des Europäischen Fonds bis zu einhun- 
dertachzig Millionen Deutsche Mark, 

c) der Internationalen Bank für Wieder- 
aufbau und Entwicklung bis zu fünf- 
unddreißig Millionen Deutsche Mark; 

3. mit dem Bund, den Sondervermögen des 
Bundes, den Ländern und anderen öffent- 
lichen Verwaltungen die in § 19 Nr. 4 
bis 9 bezeichneten Geschäfte vornehmen; 
für diese Geschäfte darf die Bank den in 
Nummer 1 genannten öffentlichen Ver- 
waltungen keine Kosten und Gebühren 
berechnen. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 genannten 
öffentlichen Verwaltungen sollen Anleihen, 
Schatzanweisungen und Schatzwechsel in 
erster Linie durch die Deutsche Bundesbank 
begeben; andernfalls hat die Begebung im 
Benehmen mit der Deutschen Bundesbank 
zu erfolgen. 

§ 21 

Geschäfte am offenen Markt 

Die Deutsche Bundesbank darf zur Rege- 
lung des Geldmarktes am offenen Markt zu 
Marktsätzen kaufen und verkaufen: 

1. Wechsel, die den Erfordernissen des § 19 
Nr. 1 entsprechen; 

2. Schatzwechsel und Schatzanweisungen, 
deren Aussteller der Blind, eines der in 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 genannten Sonderver- 
mögen des Bundes oder ein Land ist; 

3. Schuldverschreibungen und Schuldbuchfor- 
derungen, deren Schuldner die in Num- 
mer 2 genannten Stellen sind; 

4. andere zum amdichen Börsenhandel zuge- 
lassene Schuldverschreibungen. 
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S 22 


Geschäfte mit jedermann 


Die Deutsche Bundesbank darf mit natür- 
lichen und juristischen Personen im In- und 
Ausland .die in § 19 Nr. 4 bis 9 ibereichneten 
Geschäfte betreiben. 


§ 23 

Bestätigung von Schecks 

(1) Die Deutsche Bundesbank darf Schecks, 
die auf sie gezogen sind, nur nach Deckung 
bestätigen. Aus dem Bestätigungsvermerk 
wird sie dem Inhaber zur Einlösung ver- 
pflichtet; für die Einlösung haftet sie audi 
dem Aussteller und den Indossanten. 

(2) Die Einlösung des bestätigten Schecks 
darf auch dann nicht verweigert werden, 
wenn inzwischen über das Vermögen des 
Ausstellers der Konkurs eröffnet worden ist. 

(3) Die Verpflichtung aus der Bestätigung 
erlischt, wenn der Schede nicht binnen acht 
Tagen nach der Ausstellung zur Zahlung vor- 
gelegt wird. Für den Nachweis der Vorlegung 
gilt Artikel 40 des Scheckgesetzes. 

(4) Der Anspruch aus der Bestätigung ver- 
jährt in zwei Jahren vom Ablauf der Vor- 
legungsfrist an. 

(5) Auf die gerichtliche Geltendmachung 
von Ansprüchen auf Grund der Bestätigung 
sind die für Wechselsachen geltenden Zustän- 
digkeits- und Verfahrensvorschriften entspre- 
chend anzuwenden. 


§ 24 


Beleihung und Ankauf von Ausgleichs* 
forderungen 


(1) Die Deutsche Bundesbank darf unge- 
achtet der Beschränkungen des § 19 Nr. 3 
Kreditinstituten, Versidierungsunternehmen 
und Bausparkassen Darlehen gegen Verpfän- 
dung von Ausgleichsforderungen im Sinne 
von § 1 des Gesetzes über die Tilgung von 
Ausgleichsforderungen gewähren, soweit und 
solange es zur Aufrechterhaltung der Zah- 
lungsbereitschaft des Verpfänders erforder- 
lich ist. 


(2) Die Deutsche Bundesbank darf Aus- 
gleichsforderungen der in Absatz 1 bezeichne- 
ten Art unter den. Voraussetzungen des § 9 
Abs. 1 des Gesetzes über die Tilgung von 
Ausgleichsforderungen ankaufen, soweit und 
solange die Mittel des Ankaufsfonds hierfür 
nicht ausreichen. 


§ 25 

Andere Geschäfte 

Die Deutsche Bundesbank soll andere als 
die in den §§ 19 bis 24 zugekssenen Ge- 
schäfte nur zur Durchführung und AWick- 
lung zugelassener Geschäfte oder für den eige- 
nen Betrieb oder für ihre Betriebsangehöri- 
gen vornehmen. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Jahresabschluß, Gewinnverteilung 
und Ausweis 

§ 26 

Jahresabschluß 

(1) Das Geschäftsjahr der Deutschen Bun- 
desbank ist das Kalenderjahr. 

(2) Das Rechnungswesen der Deutschen 
Bundesbank hat den Grundsätzen ordnungs- 
mäßiger Buchführung zu entsprechen. Für die 
Wertansätze in der Jahresbilanz gelten die 
Vorschriften des Aktiengesetzes sinngemäß. 

(3) Das Direktorium hat sobald wie mög- 
lich den Jahresabschluß aufzustellen. Der Ab- 
schluß ist durch einen oder mehrere vom 
Zentralbankrat im Einvernehmen mit dem 
Bundesrechnungshof bestellte Wirtschafts- 
prüfer zu prüfen. Der Zentralbankrat stellt 
den Jahresabschluß fest, der alsdann vom 
Direktorium zu veröffentlichen ist, 

(4) Der Prüfungsbericht des Wirtschafts- 
prüfers dient dem Bundesrechnungshof als 
Grundlage für die von ihm durchzuführende 
Prüfung. Der Prüfungsbericht des Wirt- 
schaftsprüfers sowie die dazu getroffenen 
Feststellungen des Bundesrechnungshofes sine! 
dem Bundesminister für Wirtschaft und dem 
Bundesminister der Finanzen mitzuteilen. 

§ 27 

Gewinnverteilung 

Der Reingewinn ist in nachstehender Rei- 
henfolge zu verwenden: 

1. zwanzig vom Hundert des Gewinns, jedoch 
mindestens zwanzig Millionen Deutsche 
Mark, sind einer gesetzlichen Rücklage so- 
lange zuzuführen, bis diese fünf vom Hun- 
dert des Notenumlaufs erreicht hat; die ge- 
setzliche Rücklage darf nur zum Ausgleich 
von Wertminderungen und zur Dedcung 
anderer Verluste verwendet werden; ihrer 
Verwendung steht nicht entgegen, daß noch 
andere Rücklagen hierfür vorhanden sind; 
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2. bis zu zehn vom Hundert des danadi ver- 
bleibenden Teils des Reingewinns dürfen 
zur Bildung sonstiger Rüdclagen verwen- 
det werden; diese Rücklagen dürfen insge- 
samt den Betrag des Grundkapitals nicht 
übersteigen; 

3. vierzig Millionen Deutsche Mark, vom Ge- 
schäftsjahr 1980 an dreißig Millionen 
Deutsdie Mark, sind dem nach dem Gesetz 
über die Tilgung von Ausgleichsforderun- 
gen gebildeten Fonds zum Ankauf von 
Ausgleichsforderungen bis zu seiner Auf- 
lösung zuzuführen; 

4. der Restbetrag ist an den Bund abzuführen. 

§ 28 
Ausweis 

Die Deutsche Bundesbank veröffentlicht je- 
weils nach dem Stand vom 7., 15., 23. und 
Letzten jeden Monats einen Ausweis, der fol- 
gende Angaben enthalten muß: 

I. Aktiva 
Gold 

Guthaben bei ausländischen Banken und 
Geldmarktanlagen im Ausland 

Sorten, Auslandswechsel und -Schecks 
Inlandswechsel 
Lombardforderungen 
Kassenkredite an 

a) den Bund und die Sondervermögen 
des Bundes 

b) die Länder 

Schatzwechsel und unverzinsliche Schatz- 
anweisungen 

a) des Bundes und der Sondervermögen 
des Bundes 

b) der Länder 
Wertpapiere 
Scheidemünzen 
Postscheckguthaben 
Ausgleichsforderungcn 
Sonstige Aktiva 

II. Passiva 

Banknotenumlauf 
Einlagen von 
1. Kreditinstituten 


2. öffentlichen Einlegern 

a) Bund und Sondervermögen des 
Bundes 

b) Ländern 

c) anderen öffentlichen Einlegern 

3. anderen inländischen Einlegern 

4. ausländischen Einlegern 

Verbindlichkeiten aus dem Auslandsge- 
schäft 

Rückstellungen 
Grundkapital 
Rücklagen 
Sonstige Passiva 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 29 

Sonderstellung 
der Deutschen Bundesbank 

(1) Der Zentrialbankrat und das Direk- 
torium der Deutschen Bundesbank haben die 
Stellung von obersten Bundesbehörden. Die 
Landeszentralbanken und Hauptstellen haben 
die Stellung von Bundesbehörden. 

(2) Die Deutsche Bundesbank und ihre Be- 
diensteten genießen die Vergünstigungen, die 
in Bau-, Wohnungs- und Mietangelegenhei- 
ten für den Bund und seine Bediensteten gel- 
ten. 

(3) Die Vorschriften des Handelsgesetz- 
buches über die Eintragungen in das Han- 
delsregister sowie die Vorschriften über die 
Zugehörigkeit zu den Industrie- und Han- 
delskammern sind auf die Deutsche Bundes- 
bank nicht anzuwenden. 

§ 30 

Urkundsbeamte 

Der Präsident der Ekutschen Bundesbank 
kann für die Zwecke des § 11 Abs. 3 Ur- 
kundsbeamte bestellen. Sie müssen die Be- 
fähigung zum Eachteramt besitzen. 

§ 31 

Rechtsverhältnisse der Beamten, Angestellten 

und Arbeiter der Deutschen Bundesbank 

(1) Die Deutsche Bundesbank beschäftigt 
Beamte, Angestellte und Arbeiter. 
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(2) Der Präsident der Deutschen Bundes- 
bank ernennt die Beamten der Bank, und 
zwar die Beamten des höheren Dienstes auf 
Vorschlag des Zentralbankrats. Er kann diese 
Befugnis hinsichtlich der Beamten des ge- 
hobenen, mittleren und einfachen Dienstes 
auf die Präsidenten der Landeszentralbanken 
übertragen. Der Präsident der Deutschen 
Bundesbank ist oberste Dienstbehörde und 
vertritt insoweit die Bank (gerichtlich und 
außergerichtlich. Er verhängt die Disziplinar- 
strafen, soweit hierfür nicht die Disziplinar- 
gerichte zuständig sind, und ist Einleitungs- 
behörde im förmlichen Disziplmarverfahren 
(§ 29 der ßundesdisziplinarordnun^). 

(3) Die Beamten der Deutschen Bundes- 
bank sind mittelbare Bundesbeamte. Soweit 
nicht In diesem Gesetz etwas anderes be- 
stimmt Ist, sind die für Bundesbeamte allge- 
mein geltenden Vorschriften anzuwenden. An 
die Stelle des Inkrafttretens des Bundesbeam- 
tengesetzes tritt das Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes. 

(4) Der Zentralbankrat kann die Rechts- 
verhältnisse der Beamten und Angestellten 
der Deutschen Bundesbank mit Zustimmung 
der Bundesregierung In einem Personalstatut 
regeln, soweit die Bedürfnisse eines geord- 
neten und leistungsfähigen Bankbetriebes es 
erfordern. In dem Personalstatut kann nur 
bestimmt werden, 

1. daß für die Beamten der Bank von folgen- 
den Vorschriften des Bundesbeamtenrechts 

abgewichen wird: 

a) von den §§ 21 Satz 2, 24 Satz 3, 26 
Abs. 1, 30 Abs. 2, 66 Abs. 1 Nr. 2 und 
5 und 116 Abs. 1 Nr. 3 des Bundesbe- 
amtengesetzes; 

b) von § 15 des Besoldungsgesetzes vom 
16. Dezember 1927 (Reldisgesetzbl. I 
S. 349) in der geltenden Bundesfassung, 
soweit eine widerrufliche, nicht ruhe- 
gehaltfähige Bankzulage bis zur Höhe 
von dreißig vom Hundert des Grund- 
gehalts, eine Entschädigung für Auf- 
wendungen aus dienstlichen Gründen 
und eine Zuwendung für besondere 
Leistungen gewährt werden; 

c) von den Vorschriften über die Gewäh- 
rung von Unterhaltszuschüssen für Be- 
amte im Vorbereitungsdienst; 


2. daß die Beamten und Angestellten der 

Bank verpflichtet sind, der Bank eine ge- 
werbliche oder berufliche Tätigkeit ihres 

Ehegatten anzuzeigen; 

3. daß die Angestellten der Bank 

a) zur Ausübung einer der in § 66 Abs. 1 
Nr. 2 und 5 des Bundesbeamtengesetzes 
bezeichneten Nebentätigkeiten der vor- 
herigen Genehmigung ebenso wie die 
Beamten der Bank bedürfen, 

b) die In Nummer 1 Buchstabe b bezeich- 
neten Bezüge erhalten. 

(5) Die in Absatz 4 Nr. 1 Budistabe b be- 
zeichneten Zuwendungen für besondere Lei- 
stungen und Entschädigungen für Aufwen- 
dungen aus dienstlichen Gründen dürfen ins- 
gesamt ein Zwanzigstel der Ausgaben für die 
Besoldung und Vergütung der Beamten und 
Angestellten der Deutschen Bundesbank nicht 
übersteigen. 

(6) I>er Zentralbankrat erläßt mit Zustim- 
rnung der Bundesregierung die Vorsdiriften 
über die Vo Alldung und die Laufbahnen der 
Beamten der Deutschen Bundesbank. Er 
kann dabei von den Vorschriften des Bun- 
desbeamtenrechts über die Dauer des Vor- 
bereitungsdienstes und der Probezeit sowie 
über die Dauer der Bewährungszeit für Be- 
förderung im gehobenen Dienst und für die 
Zulassung zum Aufstieg in den höheren 
Dienst albweichen. 

§ 32 

Schweigepflicht 

Sämtliche Personen im Dienste der Deut- 
schen Bundesbank haben über die Ange- 
legenheiten und Einrichtungen der Bank so- 
wie über idie von ihr geschlossenen Geschäfte 
Schweigen zu bewahren. Sie dürfen über die 
ihnen hierüber bei Ihrer Tätigkeit bekannt- 
gewordenen Tatsachen auch nach ihrem Aus- 
scheiden aus dem Dienste der Bank ohne Ge- 
nehmlgunig weder vor Gericht noch außer- 
gerichtlich aussagen oder Erklärungen ab- 
geben. Die Genehmigung wird, soweit es sich 
um das Interesse der Bank handelt, den Mit- 
igliedern des Zentralbankrats von diesem, 
anderen Bediensteten der Bank von dem 
Präsidenten erteilt; sie darf für eine gericht- 
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lidie Vernehmung nur versagt werden, wmn 
es das Wohl des Bundes oder die Interessen 
der Allgemeinheit erfordern. 

§ 33 

V eröf f entlichungen 

Die Deutsche Bundesbank hat ihre für die 
Öffentlichkeit bestimmten Bekanntmachun- 
gen, insbesondere den Aufruf von Noten, die 
Festsetzung von Zins-, Diskont- und Min- 
destreservesätzen sowie die Anordnung von 
Statistiken im Bundesanzeiger zu veröffent- 
lichen. 

S 34 
Satzung 

Die Satzung der Deutschen Bundesbank 
wird vom Zentralbankrat ibeschlossen. Sie be- 
darf der Zustimmung der Bundesregierung 
und sie ist im Bundesan^iger zu veröffent- 
lichen. Das gilt auch für Satzungsänderungen. 


ACHTER ABSCHNITT 

Strafbestimmungen und Vorschriften 
über das Anhalten von Falschgeld 

S 35 

Unbefugte Ausgabe und Verwendung 
von Geldzeichen 

(1) Mit Gefängnis und mit Geldstrafe in 
unbeschränkter Höhe oder mit einer dieser 
Strafen wird bestraft, 

1. wer unbefugt Geldzeichen (Marken, Mün- 
zen, Scheine oder andere Urkunden, die 
geeignet sind, im Zahlungsverkehr an 
Stelle der gesetzlich zugelassenen Münzen 
oder Banknoten verwendet zu werden) 
oder unverzinsliche Inhaberschuldverschrei- 
bungen ausgibt, auch wenn ihre Wertbe^ 
Zeichnung nicht auf Deutsche Mark lautet; 

2. wer unbefugt ausgegebene Gegenstände der 
in Nummer 1 genannten Art zu Zahlun- 
gen verwendet. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Wird die in Absatz 1 Nr. 2 bezeichnete 
Tat fahrlässig begangen, so ist auf Geldstrafe 
zu erkennen. 

S 36 

Anhalten von Falschgeld sowie imbefugt 
ausgegebenen Geldzeichen und Schuld- 
ve rschr eibimgen 

(1) Die Deutsche Bundesbank und alle 
Kreditinstitute haben nachgemachte oder 


verfälschte Banknoten oder Münzen (Falsch- 
geld), als Falschgeld verdächtige Banknoten 
und Münzen sowie unibefugt ausgegebene 
Gegenstäinde der in § 35 genannten Art an- 
zuhalten. Dem Betroffenen ist eine Emp- 
fangsbescheinigung zu erteilen. 

(2) Falschgeld und Gegenstände der in § 35 
genannten Art sind mit einem Bericht der 
Polizei zu übersenden. Kreditinstitute haben 
der Deutschen Bundesbank hiervon Mittei- 
lung zu machen. 

(3) Als Falschgeld verdächtigte Banknoten 
und Münzen sind der Deutschen Bundesibank 
zur Prüfung vorzulegen. Stellt diese die Un- 
echtheit der Banknoten cder Münzen fest, so 
übersendet sie das Falschgeld mit einem Gut- 
achten der Polizei und 'benachrichtigt das an- 
haltende Kreditinstitut. 

§ 37 

Einziehung 

(1) Unbefugt ausgegebene Gegenstände der 
in § 35 genannten Art können eingezogen 
werden. Kann keine bestimmte Person ver- 
folgt oder verurteilt werden, so kann auf die 
Einziehung selbständig erkannt werden, 
wenn im übrigen die Voraussetzungen hier- 
für vorliegen. 

(2) Nach Absatz 1 eingezogene Gegen- 
stände sowie nach § 152 des Strafgesetz- 
buchs eingezogenes Falschgeld sind von der 
Deutschen Bundesbank aufzubewahren. Sie 
können, wenn der Täter ermittelt worden 
ist, nach Ablauf von zehn Jahren und, wenn 
der Täter nicht ermittelt worden ist, nach 
Ablauf von zwanzig Jahren nach Rechtskraft 
des die Einziehung aussprechenden Urteils 
vernichtet werden. 


NEUNTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 
S 38 

Umgestaltung des Zentralbanksystems 

(1) Das Vermöigen der Landeszentralban- 
ken und der Berliner Zentralbank einschließ- 
lich der Schulden geht mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes als Ganzes auf die Bank deut- 
scher Länder über. Für die Berichtigung des 
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Grundbudiies wird keine Gebühr erhoben. 
Die Landeszentralbanken und die Berliner 
Zentralbank erlöschen ohne Abwicklung. 

(2) Mit Wirkung vom 1. Januar 1957 
gehen die Verpflichtungen der Länder aus 
Ausgleichsforderungen, die den Landeszen- 
tralbanken nach den Vorschriften über die 
Neuordnung des Geldwesens zustehen, auf 
den Bund über und erlischt die Verpflichtung 
des Landes Berlin aus den dem Bund nach 
§ 23 Abs. 2 Satz 2 des Ersten Gesetzes zur 
Überleitung von Lasten und Dechunjgsmit- 
teln auf den Bund in der Fassung vom 
21. August 1952 (Bundesigesetzbl. I S, 779) 
zustehenden Schuldverschreibungen; wird die 
Umstellungsrechnung einer Landeszentral- 
bank nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
berichtigt, so übernimmt der Bund alle sich 
daraus ergebenden Verpflichtungen und 
Rechte. Die Bank zahlt dem Lande Nord- 
rhein- Westfalen fünfzehn Millionen Deut- 
sche Mark und dem Land Berlin fünf Millio- 
nen Deutsche Mark, jeweils nebst sechs vom 
Hundert Zin^n seit 1. Januar 1957 aus dem 
dem Bund nach § 27 Nr. 4 zustehenden 
Restgewinn. Damit gelten auch alle An- 
sprüche der Länder wqgen des Erlöschens 
ihrer Anteile an den Landeszentralbanken 
und der Berliner Zentralbank als abgegolten. 

(3) Die Bank erstattet den Ländern die 
von ihnen auf Ausgleichsforderungen der 
Landeszentralbanken für die Zeit nach dem 

Januar 1957 gezahlten Zinsen aus dem 
dem Bund nach § 27 Nr. 4 zustehenden 
Restgewinn, der nach Leistung der in Ab- 
satz 2 vergebenen Zahlungen verbleibt. 

(4) Die sich aus § 2 Satz 2 in Verbindung 
mit § 27 ergebenden Folgen treten mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1957 ein. Auf diesen 
Tag ist unter entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des § 26 die Eröffnungsbilanz 
der Deutschen Bundesbank festzustellen, 

(5) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gültigen Noten der Bank deutscher Länder 
bleiben als Noten der Deutschen Bundesbank 
bis zum Aufruf durch das Direktorium gül- 
tig. Die Bestände noch nicht ausgegebener 
Noten können weiterhin ausgegeben werden. 

§ 39 

Überganjgsvorschrift für die Organe 
der Bundesbank 

(1) Bis zur Bestellimg der Mitglieder der 
Organe der Deutschen Bundesbank werden 
die Aufgaben 


a) des Piüsidenten der Deutschen Bundes- 
bank, soweit sie In iden §§ 6, 8, 9 und 13 
geregelt sind, durch den Präsidenten des 
bisherigen Zentralbankrats der Bank 
deutscher Länder, im übrigen durch den 
Präsidenten des bisherigen Direktoriums 
der Bank deutscher Länder, 

b) des Zentralbankrats durch die Mitglieder 
des bisherigen Zentralbankrats und des 
bisherigen Direktoriums der Bank deut- 
scher Länder sowie den Präsidenten der 
bisherigen Berliner Zentralbank, 

c) des Direktoriums durch die Mitglieder 
des bisherigen Direktoriums der Bank 
deutscher Länder, 

d) der Vorstände der Hauptverwaltungen 
(Landeszentralbanken) durch die Mitglie- 
der der Vorstände der bisherigen Landes- 
zentralbanken 

wahrgenommen. 

(2) Unverzüglich nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes sind die Mitglieder des Direk- 
toriums der Deutschen Bundes'bank erstmalig 
zu bestellen, und zwar abweichend von § 7 
jeweils zwei Mitglieder für die Dauer von 
acht, sechs, vier und zwei Jahren. Mit der Be- 
stellung scheiden der Präsident des Zentral- 
bankrats und die Mitglieder des Direk- 
toriums der Bank deutscher Länder aus ihren 
Ämtern unbeschadet Ihrer vertraglichen An- 
sprüche aus. Die Vorstände der bisherigen 
Landeszentralbanken bleiben als Vorstände 
der Hauptverwaltungen der Deutschen Bun- 
idesbank bis zum Ablauf ihrer Anstellungs- 
verträge in ihren Ämtern. 

S 40 

Änderung der Dienstverhältnisse 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
werden die Beamten, AngesteUten und Ar- 
beiter der Bank deutscher Länder, der bis- 
herigen Landeszentralbanken und der Ber- 
liner Zentralbank Beamte, Angestellte und 
Arbeiter der Deutschen Bundesbank. Beamte 
auf Lebenszeit oder auf Proibe erhalten die 
Rechtsstellunig eines Beamten auf Lebenszeit 
oder auf Probe nach dem Bundesbeamten- 
gesetz; Beamte auf Widerruf erhalten die 
Rechtsstellung eines Beamten auf Widerruf 
nach dem Bundesibeamtengesetz, soweit sie 
nicht bei Vorliegen der Voraussetzung des 
5 5 Abs. 1 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes 
zu Beamten auf Probe ernannt werden; in 


12 



Höhe der Untersdiiedsheträge zwischen bis- 
herigen höheren Bezügen und den nach 
Inkrafttreten idieses Gesetzes zustehenden 
Bezügen wird eine nicht ruhegehaltfähige 
Ausiglekhszulaige solange gewährt, bis sie 
durA Erhöhung der Bezüge ausgegliAen 
wird; Erhöhungen infolge eAer Änderung 
des Familienstandes oder eines WeAsels der 
Ortsklasse sowie allgemeine Erhöhungen der 
Besoldungen infolge einer Änderung der 
wirtsAaftliAen Verhältnisse bleiben außer 
BetraAt. 

(2) Im übrigen sind die VorsAriften des 
Kapitels II AbsAnitt III des BeamtenreAts- 
rahmengesetzes anzuwenden. Dabei darf bei 
einem in iden einstweiligen Ruhestand ver- 
setzten Beamten der DeutsAen Bundesbank 
das Ruhegehalt für die Dauer von fünf Jah- 
ren niAt hinter fünfzig vom Hundert der 
ruhegehaltfäihigen DienstJbezüge, berechnet 
aus der Endstufe seiner Besoldungsgruppe, 
zurüAbleiben. Dies gilt niAt für die BereA- 
nung der Hinteribliebenenbezüge, 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
werden die Ruhestandsbeamten, Witwen, 
Waisen und sonstigen Versorgungsempfän- 
ger der Bank deutsAer Länder, der biAeri- 
gen Landeszentral'banken und der Berliner 
Zentralbank Versorgungsempfänger der 
DeutsAen Bundesbank. § 180 des Bundes- 
beamtengesetz^ ist entspreAend anzuwen- 
den; dab^ tritt an die Stelle des Inkrafttre- 
tens des Bundesbeamtengesetzes das Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. Für frühere Beamte 
der Bank deutsAer Länder, der bisherigen 
Landeszentralbanken und der Berliner Zen- 
tralbank und ihre Hinterbliebenen igilt § 180 
Abs. 4 des 'Bundesbeamtengesetzes. 

(4) Absatz 3 ist auf die Beamten der Deut- 
sAen ReiAsibank, die naA dem 8. Mai 1945 
bei einer Dienststelle der DeutsAen ReiAs- 
bank im Bundesgebiet entspreAend ihrer 
früheren ReAtsstellung wiederverwendet 
und in den Ruhestand getreten sind, ohne 
vorher in den Dienst der Bank deutsAer 
Länder, einer bisherigen Landeszentralbank 
oder der Berliner Zentralbank übernommen 
worden zu sein, sowie auf ihre Hinteilbliebe- 
nen sinngemäß anzuwenden. 

(5) Die naA den Bundesgesetzen zur Rege- 
lung der WiedergutmaAung nationalsozia- 
listisAen UnreAts für Angehörige des 
öffentliAen Dienstes und zur Regelung der 
WiedergutmaAung nationalsozialistisAen 
LFnreAts für die im Ausland lebenden Ange- 


hörigen des öffentliAen Dienstes bestehen- 
den AnsprüAe von Personen, 

1. die im BereiA der DeutsAen ReiAsbank 
gesAädigt worden sind, oder 

2. bei denen als Angehörigen oder ehemali- 
gen Angehörigen der Bank deutsAer Län- 
der, der biAerigen Landeszentralbanken 
oder der Berliner Zentralbank die Voraus- 
setzungen des § 22 Abs. 3 des Gesetzes zur 
Rei^lung der WiedergutmaAung national- 
sozialistisAen Unrechts für Angehörige 
des ÖffentliAen Dienstes gegeben sind, 

riAten siA gegen die DeutsAe Bundesbank. 
Dies gilt in den Fällen der Nummer 1 niAt, 
wenn ein anderer Dienstherr naA § 22 
Abs. 3 des vorgenannten Gesetzes zur Wie- 
dergutmaAung verpfliAtet ist. 

(6) Für Personen, die Versorgungsbezüge 
naA dem Gesetz zur Regelung der ReAts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen erhielten 
oder hätten erhalten können, gilt § 41 dieses 
Gesetzes. 

(7) Bis zum Inkrafttreten der VorsAriften 
naA § 31 Abs. 4 und 6, längstens jedoA bis 
zum Ablauf von drei Jahren naA Inkraft- 
treten des Gesetzes, gelten die vom Zentral- 
bankrat der Bank deutsAer Länder erlasse- 
nen VorsAriften über die Vorbildung und 
die Laufbahnen der Beamten einsAließliA 
der Prüfungsordnungen sowie § 1 Abs. 3 
Satz 1, §§ 3, 4, 5, 8, 9 und 10 Abs. 2 des 
Personalstatuts der Bank deutsAer Länder 
vom 19. November 1954 (Bundesanzeiger 
Nr. 231), § 1 Abs. 3 Satz 1 jedoA mit der 
Maßgabe, daß der Präsident der DeutsAen 
Bundesbank nur in den Fällen des § 21 
Satz 2 und § 24 Satz 3 des BundeAeamten- 
gesetzes entsAeidet. 


§ 41 


ReAtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen 


(1) Die DeutsAe Bundesbank ist entspre- 
Aende EinriAtung im Sinne des § 61 des 
Gesetzes zur Regelung der ReAtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 
lenden Personen in der Fassung vom 1. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesitzbl. I S. 1287) 
gegenüber der Deutschen ReiAsbank, der 
Nationalbank für Böhmen und Mähren und 
ausländisAen Notenbanken (Nr. 19 der An- 


13 



läge A zu § 2 Abs. 1 des Gesetzes). Sie ist von 
der allgemeinen Unterbringungspflicht nach 
§ 1 1 des Gesetzes befreit. 

(2) Auf Beamte, Angestellte und Arbeiter 
der Deutschen Reichsbank, die am 8. Mai 
1945 bei Dienststellen der Deutschen Reichs- 
bank im Bundesgebiet und im Lande Berlin 
im Dienst standen und 

1. ihr Amt oder ihren Arbeitsplatz aus ande- 
ren als beamten- oder tarifrechtlichen 
Gründen verloren haben und noch nicht 
entsprechend ihrer früheren Rechtsstellung 
wiederverwendet worden sind oder 

2. vor Inkrafttreten des in Absatz 1 bezeich- 
neten Gesetzes das fünfundsechzigste Le- 
bensjahr vollendet haben oder dienstun- 
fähig geworden sind und aus anderen als 
beamten- oder tarifrechtlichen Gründen 
keine oder keine entsprechende Versorgung 
erhalten, 

ist § 62 des in Absatz 1 bezeichneten Gesetzes 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Bei Ruhestandsbeamten der Deutschen 
Reichsbank, die vor dem 1. September 1953 
in den Ruhestand getreten sind (§§ 5 Abs. 1 
Nr. 1, 6 Abs. 2, 35 Abs. 1, 48 des in Absatz 1 
bezeichneten Gesetzes), bleibt es vorbehaltlich 
der Abweichungen, die sich aus den §§ 7, 8, 
29 Abs. 2 und 3 sowie 35 Abs. 3 des in Ab- 
satz 1 bezeichneten Gesetzes und den §§110 
und 156 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes 
ergeben, bei der bisherigen Bemessungsgrund- 
lage nach dem Deutschen Beamtengesetz in 
der Bundesfassung (ruhegehaltfähige Dienst- 
bezüge, Ruhegehaltssätze). Das Ruhegehalt 
darf fünfundsiebzig vom Hundert der ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge nicht übersteigen. 
Entsprechendes gilt für die Hinterbliebenen. 
§ 129 des Bundesbeamtengesetzes ist anzu- 
wenden, sofern der Versorgungsfall seit dem 
1. Juli 1937 eingetreten ist. 

(4) Der Präsident der Deutschen Bundes- 
bank ist oberste Dienstbehörde für die Perso- 
nen, auf die die Vorschriften der Absätze 1 
und 2 anzuwenden sind. Er vertritt insoweit 
die Bank gerichtlich und außergeriditlich. In 
den Fällen des Absatzes 1 tritt er, soweit in 
dem dort bezeichneten Gesetz und den da- 
nach anzuwendenden beamtenrechtlichen 
Vorschriften die Mitwirkung des Bundesmini- 
sters der Finanzen vorgesehen ist, an dessen 
Stelle. 


§ 42 

Mobilisierung .der Ausgleichsforderung 
für «Geschäfte am offenen Markt 

(1) Der Bund als Schuldner der der Deut- 
schen Bundesbank nach den Vorschriften zur 
Neuordnung des Geldwesens zustehenden 
Ausgleichsforderung hat der Bank auf Ver- 
langen Schatzwechsel oder im verzinsliche 
Schatzanweisungen in einer Stückelung und 
Ausstattling nach ihrer Wahl (Mobüisie- 
rimgspapiere) bis zum Höchstbetrage von 
vier Milliarden Deutsche Mark auszuhändi- 
gen. Die Bundesregierung kann auf Antrag 
der Bank den HöAscbetraig bis zum Nenn- 
betrag -der Ausgleichsforderung erhöhen. 

(2) Die Mobilisierungspapiere sind bei der 
Deutschen Bundesibank zahlbar. Die Bank ist 
g^enüber dem Bund verpflichtet, alle Ver- 
bindlichkeiten aus den Mobilisierungspapie- 
ren zu erfüllen. Der Bund zahlt weiterhin 
die Zinsen auf die ganze Ausgleichsforderung. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, Mobilisierungspapiere bis zu dem 
nach Absatz 1 zulässigen Hödistbetrag zu be- 
geben. Molbilisierungspapiere werden auf die 
Kredithöch^i^renze nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a nicht angerechnet. 

§ 43 

Aufhebung und Änderung von 
- Rechtsvorschriften 

(1) Folgende Vorschriften werden aufge- 
hoben: 

1. das Gesetz über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder mit Ausnahme seiner 
Ziffer 15 c, 

2. das Gesetz über die Landeszentralbanken, 

3. das Emissionsgesetz, 

4. § 11 Abs. 3 und § 24 Abs. 4 des Umstel- 
lungsgesetzes. 

(2) Folgende Vorschriften werden ge- 
ändert: 

1. § 11 Abs. 3 der Zweiten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz und 
§ 11 Abs. 4 der Dreiundzwanzigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lung&gesetz erhalten die Fassung: 

Die Veräußerung einer Ausgleichsforde- 
rung vor ihrer Eintragung im Schuldbuch 
ist unzulässig. 
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2. § 3 Abs. 4 der Dreiunddreißigsten Durdi- 
führungsverordnung zum Umstellungsge- 
setz erhält die Fassung: 

Auf die Ausgleichsforderungen sind § 11 
Abs. 4 des Umstellungsgesetzes und $ 11 
der Zweiten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz entsprechend an- 
zuwenden; Geldinstitute, Versicherungs- 
unternehmen und ßausi>arkassen dürfen 
die Ausgleidisforderungen unter den glei- 
chen Voraussetzungen ankaufen oder be- 
leihen. 

3. § 35 Abs. 3 des Umstellungsergänzungs- 
gesetzes vom 21. Septem'ber 1953 (Bundes- 
gesetzibl. I S. 1439) erhält die Fassung; 
Auf die Ausgleichsforderungen sind § 11 
Abs. 4 des UmsteMungsgesetzes und § 11 
Abs. 3 der Zweiten Durdiführungsverortd- 
nung zum Umstellungsigesetz anzuwenden. 

4. In § 7 Abs. 1 Nr. 5 des Gesetzes über die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau in der Fas- 
sung vom 22. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 65) treten an die Stelle der 
Worte „vom Zentralbankrat der Bank 
deutscher Länder“ die Worte „von der 
Bundesregierung“ . 

§ 44 

Auflösung 

Die Deutsche Bundesbank kann nur durch 
Gesetz aufgelöst werden. Das Auflösungsge- 
setz bestimmt über die Verwendung des Ver- 
mögens. 


§ 45 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgaibe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Die Deutsche Bundesbank 
hat bei der Anwendung des Gesetzes die 
wirtschaftliche Lage Berlins erforderlichen- 
falls durch Sonderregelungen zu berück- 
sichtigen. 


§ 46 

Saar-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 47 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des 
auf die Verkündung folgenden zweiten Mo- 
nats in Kraft; § 40 Abs. 5 und § 41 AÜ. 1 
und 2 treten jedoch mit Wirkung vom 
1. April 1951 in Kraft. 

(2) Im Lande Berlin treten § 41 Abs. 1 
und 2 mit Wirkung vom 1. Oktober 1951, 
§§ 35 und 37 erst am Tage nach der Verkün- 
dung des Obernahmegesetzes im Gesetz- und 
Verordnunjgsiblatt für Berlin in Kraft. 
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